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Sehr geehrter Herr Abgeordneter, 

 

seitens der Bundesregierung beantworte ich die Frage wie folgt: 
 

Frage: 
Sind seitens der Bundesregierung hinsichtlich der Einigung im EU-
Ministerrat vom vergangenen Freitag auf eine verpflichtende 
Erlösobergrenze von maximal 180 Euro pro Megawattstunde nationale 
Ausnahmeregelungen für Biogasanlagen geplant und welche Varianten der 
Ausgestaltung zieht die Bundesregierung nach derzeitigem Diskussionsstand 
in Betracht? 

 
 

Antwort: 

Die inzwischen beschlossene EU-Verordnung zu Notfallmaßnahmen im 

Strombereich sieht vor, dass eine Erlösobergrenze festzulegen ist und dabei 

auch nach Technologien unterschieden werden kann. Sollte keine weitere 

Regelung erfolgen, gilt eine Erlösobergrenze von mindestes 180 Euro pro 

Megawattstunde. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, welche Erlösobergrenzen sie festlegt. 

Dabei kommt es darauf an, einen angemessenen Erlös zu gewähren aber  
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gleichzeitig auch übermäßige Zufallsgewinne so abzuschöpfen, so dass die 

Entlastung für die Verbraucher signifikant und effektiv ist. 

 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Dr. Patrick Graichen 


